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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 272/08 B 
 
L 18 R 163/06 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 51 (22) RJ 45/04 (SG Düsseldorf) 
 
 
 
…………………………………………… , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland, 
Königsallee 71, 40215 Düsseldorf, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Mai 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s  

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 13. Mai 2008 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 13.5.2008 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf Gewährung von Witwenrente unter Anerkennung von Beitragszeiten, 

die ihr verstorbener Ehemann von Oktober 1940 bis August 1944 im Ghetto Lodz zurückgelegt 

habe, verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. Sie beruft sich auf das Vorliegen eines Verfahrensfehlers 

iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß dargetan 

worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird - wie vorliegend von der Klägerin - mit einer Nichtzulassungsbeschwerde geltend 

gemacht, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des 

Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den Verfahrensmangel (vermeintlich) 

begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Im Zusammenhang mit der von der 

Klägerin geltend gemachten Rüge einer Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) ist 

der Darlegungspflicht nur genügt, wenn die Beschwerdebegründung folgende Punkte enthält: 

1. Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem 

das LSG nicht gefolgt ist, 2. Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, 3. Darlegung der von 

dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, 4. Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen 

Beweisaufnahme und 5. Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der 

angeblich fehlerhaft unterbliebenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei 

Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem 

Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte 

gelangen können (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 mwN). Diesen Erfordernissen wird die 

Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin trägt vor, auf Seite 19 ihres Schriftsatzes vom 5.5.2008 zum Beweis dafür, dass ihr 

verstorbener Ehemann während der streitigen Zeit in der Wirtschaftsabteilung des Judenrats im 

Ghetto Lodz entgeltlich beschäftigt gewesen sei, sich darauf berufen zu haben, Ermittlungen 

beim Staatsarchiv Lodz anzustellen nach einer Arbeits-/Legitimationskarte ihres verstorbenen 

Ehemannes, Beschäftigungslisten der Gemüseabteilung/Wirtschaftsabteilung des Ältesten der 

Juden in Lodz, Lohnlisten dieser Abteilung sowie Listen, die für die deutsche Ghettoverwaltung 
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im Zuge der Reduzierung des Personals beim Ältesten der Juden in Litzmanstadt im Jahre 

1944 angefertigt werden mussten. Ferner habe sie beantragt, ein geschichtswissenschaftliches 

Gutachten zu den Verhältnissen der Gemüseabteilung/Wirtschaftsabteilung des Ältesten der 

Juden in Lodz einzuholen, wobei als Sachverständige Dr. D.       A.          L.         vorgeschlagen 

worden sei. 

 

Ob die Klägerin mit diesem Vorbringen prozessordnungsgemäße Beweisanträge aufgezeigt 

hat, kann dahinstehen. Sie hat es jedenfalls versäumt darzustellen, dass die schriftsätzlich 

gestellten Anträge bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung aufrechterhalten worden 

seien. 

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachen-

instanz vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungspflicht von 

einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in einem vor-

bereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG 

übergangen worden, wenn aus den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der maß-

gebenden mündlichen Verhandlung nicht mehr weiterverfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig 

vertretenen Beteiligten - wie der Klägerin - regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten münd-

lichen Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens 

hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 mwN). Die Klägerin hat vorliegend 

nicht vorgetragen, dass sie ihre schriftsätzlich angekündigten Beweisanträge in der mündlichen 

Verhandlung wiederholt habe. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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